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Abréviations

EKR Eidgenössische Kommission gegen Rassismus
EMD Eidgenössisches Militärdepartement,

heute: Eidgenössisches Departement für Verteidigung,
Bevölkerungsschutz und Sport (VBS)

CFR Commission fédérale contre le racisme
DMF Département militaire fédéral,

aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)

01.01.65 - 01.01.22 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Droits fondamentaux

Als Konsequenz einer im Vorjahr überwiesenen parlamentarischen Initiative Pini (fdp,
TI) beantragte die Petitionskommission, mit einer Anderung des Militärstrafgesetzes in
Zukunft auch in Kriegszeiten auf die Todesstrafe zu verzichten. Sie übernahm dabei die
Formulierung, welche das EMD in Ausführung einer ebenfalls 1990 vom Nationalrat und
1991 vom Ständerat überwiesenen Motion Rechsteiner (sp, SG) ausgearbeitet hatte. Der
Nationalrat stimmte der Revision diskussionslos zu. Gleichzeitig überwies er ein
Kommissionspostulat, das den Bundesrat einlädt, eine Revision von
Auslieferungsverträgen mit Ländern, welche die Todesstrafe noch kennen, einzuleiten. 1

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 04.10.1991
HANS HIRTER

2011 hatte das Parlament einer parlamentarischen Initiative Rechsteiner (sp, SG) Folge
gegeben, die ein Gesetz zur Rehabilitierung der administrativ versorgten Menschen
forderte. Konkret geht es um Personen, die bis 1981 wegen "Arbeitsscheue",
"lasterhaften Lebenswandels" oder "Liederlichkeit" von Verwaltungsbehörden in
psychiatrische Anstalten und Strafanstalten eingewiesen wurden. Im Berichtjahr legte
die Rechtskommission des Nationalrates einen entsprechenden Gesetzesentwurf vor.
Dieser sieht eine Anerkennung des den Opfern zugefügten Unrechts vor und beauftragt
den Bundesrat mit der wissenschaftlichen Aufarbeitung der administrativen
Versorgung. Weiter sollen die Betroffenen Zugang zu ihren Akten erhalten. Im Rahmen
des Bundesgesetzes nicht geregelt wird jedoch die Frage nach einer finanziellen
Wiedergutmachung. Es sei nicht Aufgabe des Bundes, für auf kantonaler und
kommunaler Ebene begangenes Unrecht aufzukommen. Genau diese nicht enthaltene
Regelung prägte die Debatte in den Räten. Der Nationalrat fasste schliesslich mit 142 zu
45 Stimmen bei 4 Enthaltungen einen Beschluss nach dem Entwurf seiner Kommission.
Dagegen votierte die Mehrheit der SVP, allerdings ohne ihre Argumente gegen die
Rehabilitierung darzulegen. Die Frage der finanziellen Wiedergutmachung war
Gegenstand eines Runden Tisches. Die Organisationen der Opfer forderten die
Einrichtung eines Fonds für Härtefälle in der Höhe von 50 Mio. CHF. Das Geld solle von
der Täterseite bereitgestellt werden. Am 11. April des Berichtjahres fand in Bern ein
Gedenkanlass statt. Er eröffnete eine umfassende Auseinandersetzung mit diesem
dunklen Kapitel der Schweizer Sozialgeschichte. 2

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 04.12.2013
NADJA ACKERMANN

In der Frühlingssession verabschiedete die Bundesversammlung ein auf eine
parlamentarische Initiative Rechsteiner (sp, SG) zurückgehendes Bundesgesetz über die
Rehabilitierung administrativ versorgter Menschen. Zu den Opfern dieser Art
fürsorgerischer Zwangsmassnahmen zählen Menschen, die bis 1981 von
Verwaltungsbehörden aufgrund von Tatbeständen wie "Arbeitsscheue", "lasterhaftem
Lebenswandel" oder "Liederlichkeit" ohne gerichtliches Verfahren in Anstalten
eingewiesen wurden. Neben der gesetzlichen Anerkennung des begangenen Unrechts
bringt der Erlass ein umfassendes Akteneinsichtsrecht für die Betroffenen. Weiter sieht
er eine wissenschaftliche Aufarbeitung der Fälle durch eine unabhängige
Expertenkommission vor. Nicht vorgesehen sind jedoch finanzielle
Wiedergutmachungen. 
Nachdem der Nationalrat 2013 dem Entwurf des Bundesgesetzes zugestimmt hatte,
schuf der Ständerat im Frühjahr 2014 eine kleine Differenz. Die kleine Kammer zeigte
sich einmal mehr als Vertreter des Föderalismus und forderte die Streichung der
Bestimmung, die eine 80-jährige Schutzfrist für Akten administrativ Versorgter vorsah.
Die kantonalen Schutzfristen seien ausreichend und es gäbe daher keinen Grund, in die
kantonale Archivhoheit einzugreifen und die Schutzfristen zu harmonisieren. Da sowohl
die Wissenschaft als auch die Betroffenen aber jederzeit ein Einsichtsrecht haben, ist
die Schutzfristfrage von untergeordneter Bedeutung, weshalb der Nationalrat der
Änderung zustimmte. Das Bundesgesetz konnte so im Nationalrat mit 142 zu 34
Stimmen bei 19 Enthaltungen und im Ständerat einstimmig verabschiedet werden. Nach
ungenutzt verstrichener Referendumsfrist konnte das Gesetz am ersten August 2014 in
Kraft treten. Im November 2014 setzte der Bundesrat dann eine unabhängige,
multidisziplinär zusammengesetzte Expertenkommission unter der Leitung des Zürcher
alt Regierungsrats Markus Notter ein, welche die administrativen Versorgungen vor 1981

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 21.03.2014
NADJA ACKERMANN
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aufarbeiten wird. 3

Stillschweigend überwies der Ständerat in der Herbstsession 2019 ein Postulat
Rechsteiner (sp, ZH), das vom Bundesrat verlangte, die Verwendung der
Antisemitismus-Definition der International Holocaust Remembrance Alliance in der
Innen- und Aussenpolitik des Bundes darzulegen. Der geforderte Bericht muss gemäss
Postulatstext aufzeigen, welche rechtlichen Implikationen die Definition hat, wie sie der
Sensibilisierungs-, Präventions-, Beratungs- und Interventionsarbeit auf allen
Staatsebenen dient und inwiefern sie für die gezielte Erhebung von Fallzahlen, für die
Forschungsarbeit und von den Gerichten genutzt wird oder werden kann. 4

POSTULAT
DATE: 12.09.2019
KARIN FRICK

In Erfüllung des 2019 überwiesenen Postulats Rechsteiner (sp, SG) veröffentlichte der
Bundesrat Anfang Juni 2021 einen Bericht zur Antisemitismus-Definition der
International Holocaust Remembrance Alliance (IHRA). Darin anerkannte die Regierung
den Wert und die praktische Relevanz der rechtlich nicht bindenden Definition «als
Leitfaden für die Identifikation antisemitischer Vorfälle». Sie könne insbesondere als
Ausgangspunkt dienen, um spezifische, auf den jeweiligen Anwendungsbereich und
-zweck ausgerichtete Definitionen zu verfassen. Allerdings erachtete der Bundesrat
eine explizite Bestätigung der Definition durch die Schweizer Behörden als nicht
angezeigt, weil es sich um einen nicht bindenden internationalen Text handle. Bei der
Verwendung der Definition müsse überdies darauf geachtet werden, dass die
Meinungsfreiheit gewahrt werde; Kritik an der israelischen Politik müsse beispielsweise
– auch in einem politisch heiklen Kontext – frei geäussert werden können. Es seien in
diesem Sinne immer alle Bestandteile der Definition – sie umfasst neben der
Basisdefinition auch Erläuterungen, Erklärungen und Beispiele – heranzuziehen sowie
situativ und kontextuell zu beurteilen. In der Rechtsprechung könne die Anwendung der
Definition «helfen, mögliche Verschleierungsstrategien zu entlarven, und dazu führen,
dass antisemitische Motivationen bei der Strafverschärfung berücksichtigt werden». Im
zweiten Teil des Berichts betrachtete die Regierung die Politik und Massnahmen gegen
Antisemitismus auf nationaler und internationaler Ebene und formulierte eine Reihe
von konkreten Empfehlungen, um gesamtschweizerisch noch umfassender und
konsequenter gegen Antisemitismus vorzugehen. Demnach wünschte sich der
Bundesrat eine bessere Koordination von Bundes-, Kantons- und Gemeindeebene
durch die Klärung von Verantwortlichkeiten, die Stärkung des Austauschs und die
Förderung einer gemeinsamen strategischen Planung. Auf Bundesebene betraute er die
Fachstelle für Rassismusbekämpfung (FRB) und die Eidgenössische Kommission gegen
Rassismus (EKR) mit der Umsetzung. 5

RAPPORT
DATE: 04.06.2021
KARIN FRICK
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4) AB SR, 2019, S. 697 f.; Po. 19.3942
5) Bericht BR vom 4.6.21

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 01.01.65 - 01.01.22 2


